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Satzung der Sämtgemeinde papenteich

über die Unterbringung von Personen in obdachlosen- und Asylunterkünften (Unterbrin-
gungssatzung )

Aufgrund der $$ 6, 8 und 40 der Niedersächsischen Gemeind.eordnung (N69) hat der Rat
der Samtgemeinde Papenteich in seiner Sitzung am 4. Mai 1993 folgende Satzung beschlc
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AEL. Nr. 6/7993

S 1 - Rechtsform/Anwendungsbereich

(1) Die Samtgemeinde betreibt die obdachlosen- und Asylunterkünfte alstrennte öffentliche Einrichtungen in Form unselbständiger Anstalten des
Rechts -

(2) obdachlosenunterkrlnfte sind die von der Samtgemeind.e zur unterbringiung von obdach-Iosen bestj-nunten Gebäude, Wohnungen und Räume.

(3) Asylunterkünfte sind die von der samtgemeinde zur unterbringung von anerkanntenbzw' geduldeten Asylsuchenden sowie von Asylsuchend,en rnit Blej}erecht bestj:rrnt,en Gebäu.de, IYohnungen und Räume.

(4) Die unterkünfte dienen der Aufnahme und in der Regel der vorübergehenden unterbrin.gl1ng von Personen, die obdachlos sind oder slch in einer auBergewöhnlichen wohnungsnot-lage befinden und die erkennbar- nicht f:ihig sind, sich selbst eine geordnete unter-kunft zu beschaffen oder ein Wohnung zu erüalren.

(5) Die sarntgemeinde kann, sofern dafür ein dr5-ngendes Bedürfnis besteht. weitere un-terkünfte anmieten oder errichten und ggf. unterkiinfte schlj.eßen. solange die unter-künfte für den Satzungszweck genutzt werden, sind sie TeiI der öffentlichen Einrich--.- tung- während dieser Zeit ist diese Satzung anzuwenden.

' (6) Die verpflichtung für Asylbewerber, auf,grund der jeweils maßgebenden Rechtsvor-schrift (bi-s zum 31-03-1993 g 60 Abs. 2 Asylverfahrensgesetz) eine von der samtgemein-de zugewiesene Unterkunft zu beziehen, bleibt von dieser Satzung unberührt.
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S 2 - Benutzungsverhältnis

Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Eindie Unterbringung in einer besti-lrrnten Unterkunft oder ,a;f Zuweisungter Art und Größe besteht nicht.

S 3 - Beginn und Ende der Nutzung

(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Benutzer d.ie unter-kunft bezieht- Die Benutzer dürfen nur die ihnen von der samtgemeinde zugewiesenen un-terkünfte beziehen und. bewohnen.

(2) Das Recht, eine Unterkunft oder einzelne Räume davon zu benutzen, wird durch'- schriftliche verfrlgn:ng begründet. rm Ausnahmefall kann bei unmittelbar bevorstehendercder bereits eingetretener obdachlosigkeit dj-e Verfügung zunächst mündlich erteilt wer-den. Sie ist unverzilglich schriftlich nachzuholen.

(3) Die samtgemeinde kann jederzeit dem Benutzer eine andere unterkunft zuweisen. EinRechtsanspruch auf ei-ne besti-nunte Unterkunft oder einen bestinrnten unterkunftsstand.ardbesteht nicht.

(a) Die Benutzer der Unterkünfte sind verpflichtet, ihre Räume bzw. wohnungen zu ver-Iassen, wenn ihnen die Samtgemeinde eine angemessene wohnung nachweist. anäemessen isteine Wohnung, die nach GröBe, .Ausstattung und. Miete im Einzelfall zumutbar ist.
(5) Die Beendi-gung des Benutzungsverhältnisses erfolgt durch schriftliche verfilgungder Samtgemeinde. Soweit die Benutzung der Unterkunft ilber den in der Verfügung angege-
benen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhältnis mit der Räumungder wohnung- Ferner endet das Benutzungsverhältnis, wenn die Bewohner ausziehen oder
wenn die unterkunft länger als einen Monat nj.cht qenutzt wird.
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ABL. Nr . 61 1,993

S 4 - Benutzung der überlassenen Räume

hat bei Auszug aus der Unterkunft alle eingebrachten Gegenstände zu
er dieser Pfricht nicht nach, kann dj-e Samtgemeinde die unterkunft
räumen und Gegenstände von Wert verwahren.

(2) Die Samtgemeinde haftet nicht für den Zustand, die Verschlechterung, den vollstän-
digen oder teirweisen untergang oder verlust sorcher cegenstände.

(3) Die entstehenden Kosten werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben.

S 5 - Hausrecht

(1) Für Cen Aufenthalt in den Unterkünften gilt die jeweilige Benutzungsordnung- Ein
Hausrecht des Vermi-eters bei angemieteten Unterkünften bleibt von dieser Regelung unbe-
rührt. Die Benutzungsordnung ist auch für die Besucher bindend.

(2) Die mit der Verwaltung der Unterklinfte beauftragten Personen sind berechtigt, die
Räume in den Unterkünften jederzeit zu betreten - in der Zeit von 22.00 Uhr bis
8.00 Uhr nur i-n beqründeten Fällen -.

S 5 - .Gebühren

Für di-e Benutzung der Unterkünfte wlrd eine Gebühr nach einer besonderen Gebührensat-
zung erhoben.

S 7 - Haftung und Haftungsausschluß

(l-) Di-e Benutzer haften für aIIe Schäden, die in den ihnen überlassenen Räumen und in
den gemeinschaftlich genutzten Einrichtungen durch Eiqe,nhandlung oder Unterlassung
o'der durch Handlung oder Unterlassung der in ihrer Gerneinschaft lebenden Personen oder
durch Gäste schuldhaft verursacht werden.

(2) Die Haftung Dritter wird davon nicht beriihrt. Die Kosten zux Beseitigung von Schä-
den, für die der Benutzer haftet, werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

(3) Für Personen und Sachschäden, die den Bewohnern der Unterkünfte durch Dritte zuse-
fügt werden, haftet die Samtgemeinde nicht.

S I - Ordnungswidrigkeiten

(1) ordnungswidrig jrn Sinne des g 6 Abs. 2 der Nieders. Gemeindeordnung in der jewei-}s
geltenden Fassung handelt, wer

- entgegen den Besti-nnrungen des g 3 dieser Satzung die ünterkunft oder einzelne Räu-
me der Unterkunft ohne Zuweisungsverfügung bezi-eht und sie nach Aufforderung nicht
verläßt,

- der Räurrungspflicht gem. g 4 nicht nachkonrnt,

- die Benutzungsordnung und di-e Weisungen der Verwalter gem. S 5 - auch als
Besucher - nicht beachtet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,-- DM geahndet werden.

S 9 - Zwangsmittel

I'iir äan Fa'll .laB die Vorsch::j_ften dj-eser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie
verstoßen wird. finden dj-e Vorschriften über die Zwangsmiltel des Nieders. Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (SoG) in der jeweils gültigen Fassung An-
wendung.
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Diese Satzung tritt mit dem

Meine, den 4. Mai 1993

Lestin
Samt geme indebürgerme i s t er

ABL. Nr.

s10-
Tage nach der

6/:-993

Inkrafttreten

Bekanntmachung in Kraft.

(L. s. )

Schulz
Samtgemeindedirektor


